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Langzeiterwerbslosigkeit:

Ein Tropfen auf den
heißen Stein?
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INHALT_______

• Förderverein braucht

neue Mitglieder

• Zwangsverrentung

Foto: Gruppe Solidarität

Es ist kein großer Wurf geworden.
Das Arbeitsministerium (BMAS) hat
ein aus Mitteln des Europäischen
Sozialfonds ko-finanziertes Förderpro-
gramm für Langzeiterwerbslose auf-
gelegt.

Vorgesehen sind Lohnkostenzu-
schüsse für Arbeitgeber und die
Begleitung und Betreuung von ehe-
maligen Langzeiterwerbslosen, die
eine Arbeit aufnehmen können (sie-
he Seite 2).

Die vorgegebenen Inhalte dieses
Coachings zeigen, dass das BMAS
solche Langzeiterwerbslosen im Blick
hat, bei denen es persönliche Defizi-
te vermutet. Das spricht nicht gegen
das Förderprogramm, zumal die Teil-
nahme daran freiwillig ist.

Doch der Ansatz wird dem kom-
plexen Problem der Langzeiterwerbs-
losigkeit und der homogenen Grup-
pe der Langzeitarbeitslosen nicht ge-
recht. Das Programm passt nicht für
diejenigen, denen nichts fehlt außer
einem Arbeitsplatz.

Erschreckend gering ist auch der
Umfang des Programms:

Im Zeitraum 2015 bis 2019 sollen
bis zu 33.000 Langzeiterwerbslose
gefördert werden.

Im November waren 1.041.000
Frauen und Männer länger als ein Jahr
erwerbslos gemeldet.

Somit „nutzt“ das Programm ge-
rade mal drei Prozent der Langzeiter-
werbslosen etwas.

Und das Förderprogramm muss
vor dem Hintergrund des Kahlschlags
in der Arbeitsmarktpolitik in der Ver-
gangenheit bewertet werden:

Im November 2010 wurden noch
insgesamt 475.000 Hartz-IV-Bezieher
über arbeitsmarktpolitische Instru-
mente gefördert.

Im November 2014 waren es nur
noch 340.000 Personen (bei den An-
gaben haben wir jeweils die 1-Euro-
Jobs herausgerechnet).

Das ist ein Rückgang um 175.000
Förderungen bzw. um 28 Prozent!

Dringend notwendig sind hoch-
wertige, abschlussorientierte Bil-
dungsmaßnahmen für Langzeiter-
werbslose und die Wiedereinführung
von beruflichen Bildungsmaßnahmen
für Beschäftigte, die aus „Gut-Quali-
fizierten“ noch „Besser-Qualifizierte“
machen   und   Platz   für   Nachrücker
Innen schafft.

Auf jede offene, sozialversiche-
rungspflichtige Stelle, die den Arbeits-
agenturen und den Jobcentern be-
kannt ist, kommen zurzeit gut fünf
registrierte Erwerbslose.

Solange millionenfach Arbeitsplät-
ze fehlen, werden immer Arbeitsu-
chende leer ausgehen und durch die
Roste fallen – einige immer wieder.

Wer Langzeiterwerbslosigkeit
ernsthaft bekämpfen will, der muss
daher auch über eine aktive Beschäf-
tigungspolitik, vor allem über öffent-
liche Investitionen und den Ausbau

der öffentlichen Daseinsvorsorge für
mehr Arbeitsplätze sorgen.

Das aufgelegte ESF-Förderpro-
gramm für Langzeiterwerbslose ist
ein Baustein aus einem „Gesamtkon-
zept“ des BMAS zum Abbau der
Langzeiterwerbslosigkeit (siehe Kon-
zeptpapier vom 5.11.2014):

Angekündigt sind zudem noch ein
„Dialog“ unterschiedlicher Akteure
zum Thema Gesundheitsförderung,
eine bessere „Betreuung in Aktivie-
rungszentren“ in den Jobcentern,
wozu rund 1.000 Stellen aus dem Pro-
gramm „Perspektive 50plus“ für die
Vermittlung erhalten werden sollen
sowie weitere Lohnkostenzuschüsse
in Höhe von bis zu 100 Prozent für
Langzeiterwerbslose mit gesundheit-
lichen Einschränkungen oder mit Kin-
dern in der Bedarfsgemeinschaft.

Der letzte Ansatz folgt zwar dem
Gedanken, dass zusätzliche Arbeits-
plätze für Langzeiterwerbslose ge-
schaffen werden müssen.

Aber auch hier bleibt der Förder-
umfang nur knapp über der Wahrneh-
mungsschwelle:

Gefördert werden sollen gerade
einmal 10.000 langzeiterwerbslose
Frauen und Männer. Ein Tropfen auf
den heißen Stein.



KOORDINIERUNGSSTELLE GEWERKSCHAFTLICHER ARBEITSLOSENGRUPPEN • ALTE JAKOBSTRASSE 149 • 10969 BERLIN • TEL. 0 30 /8 68 76 70 - O, FAX -21 • WWW.ERWERBSLOS.DE  SEITE 2

Mit der Veröffentlichung der För-
derrichtlinie am 1. Dezember hat das
Bundesarbeitsministerium ein neues
Förderprogramm für langzeiterwerbs-
lose Hartz-IV-Bezieher in Kraft ge-
setzt.

Für das Programm stehen 885 Mil-
lionen Euro zur Verfügung, gut die
Hälfte der Mittel (470 Millionen Euro)
kommen aus dem Europäischen So-
zialfonds (ESF).

Das Programm ist so gestrickt,
dass sich die örtlichen Jobcenter nun
um eine Teilnahme am Programm be-
werben können und Fördermittel für
zusätzliches Personal und Fördermaß-
nahmen beantragen können.

Das heißt, bis das Förderpro-
gramm vor Ort praktisch anläuft, wird
noch einige Zeit vergehen. Nachfol-
gend sind die wichtigsten Eckpunkte
des Programms zusammengefasst
dargestellt:

Akquise von

Arbeitsplätzen

Betriebsakquisiteure in den Job-
centern sollen Arbeitgeber beraten,
über Förderkonditionen informieren
und sie gezielt für die Einstellung von
Langzeiterwerbslosen gewinnen.
Das zusätzliche Personal für diese Ak-
quise soll 24 Monate tätig sein.

Beratung und Betreuung

Langzeiterwerbslose sollen nach
der Aufnahme einer Arbeit von Coa-

ches mindestens sechs Monate lang
intensiv beraten und unterstützt wer-
den. Das Coaching soll in der Regel
in Form von Einzelgesprächen erfol-
gen. Inhalte des Coachings sind u.a.:
„Vermittlung des betrieblichen Um-
felds und der Anforderungen im Ar-
beitsalltag (pünktlicher Arbeitsbeginn,
Erwartungen des Arbeitgebers und
Ähnliches), Verhaltenstraining, z. B.
Umgang mit dem Arbeitgeber/den
Kollegen am Arbeitsplatz, (…) Kon-

Neues ESF-Förderprogramm für
Langzeiterwerbslose

fliktbewältigung am Arbeitsplatz, Auf-
bau von Tagesstrukturen“ sowie die
Förderung von persönlichen und so-
zialen Kompetenzen.

Das Coaching kann entweder
durch Personal des Jobcenters
(Stammpersonal oder zu diesem
Zweck eingestellte befristet Beschäf-
tigte) oder durch Dritte im Rahmen
eines Vergabeverfahrens wahrge-
nommen werden.

Qualifizierungsmaß-

nahmen für

Langzeiterwerbslose

Vorgesehen sind einfache arbeits-
platzbezogene, berufliche Qualifizie-
rungen und „Qualifizierungen zur Ver-
besserung von zentralen Grundkom-
petenzen (Lesen, Schreiben bzw. all-
tagsmathematische Kompetenz, IT-
basiertes Problemlösen)“.

Mobilitätshilfen

Gefördert werden können die
Fahrtkosten zur Arbeit im ersten Mo-
nat in voller Höhe. Im begründeten
Einzelfall können auch die Kosten für
einen Führerschein übernommen
werden oder   der Kauf eines Fahr-
zeugs bezuschusst werden (zusam-
men max. 1.500 Euro).

Lohnkostenzuschüsse an

Arbeitgeber

Arbeitgeber erhalten einen Lohn-
kostenzuschuss, wenn sie einen
Langzeiterwerbslosen einstellen.

Dieser soll das „anfänglich gemin-
derte Leistungsvermögen“ und den
„erhöhten Einarbeitungsaufwand“
ausgleichen. Der Zuschuss beträgt in
den ersten sechs Monaten 75 Pro-
zent des Arbeitsentgelts, vom sieb-
ten bis 15. Monat 50 Prozent und vom
16. bis 18. Monat 25 Prozent. Danach
gilt eine sechsmonatige Nachbeschäf-
tigungspflicht.

Bezuschusst werden nur voll so-
zialversicherungspflichtige Arbeitsver-
hältnisse mit mindestens 20 Wochen-
arbeitsstunden, die tariflich oder er-
satzweise, wenn kein Tarif gilt, orts-
üblich entlohnt werden.

Für welche Erwerbslosen

gilt das Programm?

Die sogenannte „förderfähige Ziel-
gruppe“ sind Hartz-IV-Bezieher ab 35
Jahre, die mindestens zwei Jahre ar-
beitslos sind, über keinen oder kei-
nen verwertbaren Berufsabschluss
verfügen und die voraussichtlich nicht
auf andere Weise eine Arbeit finden
können.

Unter 35-Jährige können geför-
dert werden, sofern sie die anderen
Bedingungen erfüllen und es ihnen
nicht möglich ist, eine Berufsausbil-
dung oder eine abschlussorientierte
Weiterbildung zu machen.

Hartz-IV-Bezieher, die in den letz-
ten fünf Jahren arbeitslos waren und
„mindestens ein weiteres, in ihrer
Person liegendes Vermittlungshemm-
nis (wie etwa vermittlungsrelevante
gesundheitliche Einschränkungen,
Behinderung bzw. Schwerbehinde-
rung, keinen Schulabschluss, über 50
Jahre, mangelnde deutsche Sprach-
kenntnisse) aufweisen“, erhalten eine
„Intensivförderung“.

Dies bedeutet konkret, dass für
das Coaching mehr Stunden pro Wo-
che vorgesehen sind und der Lohn-
kostenzuschuss im Zeitverlauf erst
später und zudem weniger stark ab-
gesenkt wird als bei der Regel-Förde-
rung.

Quelle: Förderrichtlinie zum ESF-
Bundesprogramm zur Eingliederung
langzeitarbeitsloser Leistungsberech-
tigter…, veröffentlicht im Bundes-
anzeiger am 1.12.2014
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Am 19.11.2014 fand die Mitglieder-
versammlung des Fördervereins ge-
werkschaftliche Arbeitslosenarbeit
e.V. statt, der die Koordinierungsstel-
le trägt.

Turnusgemäß standen Vorstands-
wahlen an: Wiedergewählt wurden
Horst Schmitthenner (ehemaliges ge-
schäftsführendes Vorstandsmitglied
der IG Metall) als Vorsitzender, Elke
Hannack (stellvertretende Vorsitzen-
de des DGB) als stellvertretende Vor-
sitzende und Werner Ahrens (Arbeits-
loseninitiative Wilhelmshaven-Fries-
land) als Kassierer.

Als Beisitzer wurden wiederge-
wählt Wolfram Altekrüger (ver.di-Lan-
deserwerbslosenausschuss Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen), Klaus
Bagusat (Arbeitskreis für Erwerblose
Norden) sowie Dittgard Hapich (ver.di
EA Cottbus u. ALV Brandenburg).

Für Hans-Herrmann Hoffman, der
nicht erneut kandidierte, wurde Mi-
chael Melcher (AK „Arbeitslos Nicht

Mitgliederversammlung
des Fördervereins

Wehrlos“, IG Metall Wolfsburg) neu
als Beisitzer in den Vorstand gewählt.

Inhaltliche Themen der MV waren
der Geschäftbericht des Vorsitzenden
über die Aktivitäten der Koordinie-
rungsstelle sowie die „Prekäre Be-
schäftigung“ mit einem Impulsrefe-
rat von Axel Gerntke (IG Metall Vor-
stand, FB Sozialpolitik).

Nach einer intensiven Debatte be-
schloss die MV eine Erhöhung der
Mitgliedsbeiträge, die seit der Euro-
Einführung unverändert geblieben
waren:

Ab 2015 gilt für Vereine und Orga-
nisationen ein Mindest-Jahresbeitrag
von 100 Euro. Einzelpersonen zahlen
künftig 50 Euro. Für Bezieher von
Grundsicherungsleistungen gilt ein
ermäßigter Beitrag von 16 Euro im
Jahr.

Fördermitglieder, die bereits jetzt
mehr bezahlen als den zukünftigen
Mindest-Jahresbeitrag, sind von der
Erhöhung nicht betroffen.

„Existenzsicherung mit
und ohne Erwerbsarbeit“

Unter diesem Titel veranstaltete
das Bündnis für ein menschenwürdi-
ges Existenzminimum am 25.11.2014
eine Fachtagung in Berlin.

Beate Rudolf (Deutsches Instituts
für Menschenrechte) zeigte auf, wie
sich eine Erhöhung der Regelsätze
auch aus den internationalen Abkom-
men zu den Menschenrechten be-
gründen lässt.

Rudolf Martens (Der Paritätische)
stellte die negativen Auswirkungen
der Regelsätze auf den Arbeitsmarkt
und die Einkommensentwicklung dar.

Mitstreiterinnen des Forums Kin-
derarMUT in Uslar berichteten über
die Probleme beim Bildungs- und Teil-
habepakets und wie es ihnen gelang,
das Mittagessen an Schulen und Ki-

tas anders zu organisieren. In einem
Gespräch zwischen Annelie Bunten-
bach (Mitglied im Geschäftsführen-
den DGB-Bundesvorstand) und Eve-
lyn Schuckhardt (ALSO Oldenburg)
wurden die vielfältigen Zusammen-
hänge zwischen sozialer Absicherung,
Mindestlohn und der (Un)Ordnung
auf dem Arbeitsmarkt sichtbar.

In einer Berliner Erklärung bekräf-
tigte das Bündnis seine Forderung,
die Regelsätze deutlich zu erhöhen.

Die Erklärung steht im Netz unter
w w w. m e n s c h e n w u e r d i g e s -
existenzminimum.org

Demnächst wird dort auch eine
Dokumentation der Tagung veröffent-
licht.

MaterialTIPPS:

Positionspapier aktualisiert

Anlässlich des Fachtags hat das
Bündnis seine detaillierte Kritik
an der Herleitung der Regelsät-
ze aktualisiert. Das Rechenwerk,
das erhebliche Fehlbeträge nach-
weist, bezieht sich nun auf die
ab dem 1.1.2015 geltenden Re-
gelsätze. Die aktualisierte Bro-
schüre kann weiterhin kostenfrei
über die KOS bezogen werden.

Studie von Irene Becker

Die Sozialwissenschaftlerin Irene
Becker hat in einer umfangrei-
chen Untersuchung nachgewie-
sen, wie die Regelsätze bei der
letzten Festsetzung politisch mo-
tiviert klein gerechnet wurden.
Die Ergebnisse sind in der Zeit-
schrift „Soziale Sicherheit“ ver-
öffentlicht. Da der Bund-Verlag
uns freundlicherweise Exempla-
re des Heftes zur Verfügung stell-
te, können wir diese günstig für
eine Versandkostenpauschale
von drei Euro weitergeben.
Bestellungen der beiden Publika-
tionen bitte schriftlich per Mail
oder Fax.

Jetzt stellen:

Überprüfungsanträge

zur Regelsatzstufe 3

Volljährigen Behinderten in
Wohngemeinschaften und im El-
ternhaus steht in der Regel der
volle Sozialhilfesatz in Höhe von
391 Euro zu und nicht die in der
Praxis gewährte Regelsatzstufe
3 in Höhe von 313 Euro. Das hat-
te das Bundessozialgericht ent-
schieden (B 8 SO 14/13 R vom
23. Juli 2014, siehe auch A-Info
Nr. 168). Um die zu Unrecht vor-
enthaltenen Leistungen für das
Kalenderjahr 2013 nachgezahlt zu
bekommen, muss ein Überprü-
fungsantrag bis zum 31.12.2014
beim Sozialamt eingegangen
sein. Einen Mustertext für einen
solchen Antrag gibt es bei „Tache-
les: http://tacheles-sozialhilfe.de/
fa/redakteur/Sonstiges/Muster-
Wi-UeA_RS-Stufe1.rtf



Zwangsverrentung in

der Kritik

Am 1. Dezember fand im Bundes-
tag eine Anhörung mit Sachverstän-
digen zur Zwangsverrentung statt.

Anlass der Anhörung war ein An-
trag der Fraktion DIE LINKE, in dem
die Abschaffung der Zwangsverren-
tung gefordert wird.

Zwangsverrentung bezeichnet die
Regelung, nach der die Jobcenter
Hartz-IV-Bezieher ab dem 63. Lebens-
jahr auffordern können, eine vorgezo-
gene Altersrente mit Abschlägen zu
beantragen (§12a SGB II).

Kommt der Leistungsberechtigte
der Aufforderung nicht nach, dann
kann das Jobcenter an dessen Stelle
und gegen den Willen des Leistungs-
berechtigten den Rentenantrag selbst
stellen (§ 5 Abs. 3 SGB II).

Wer aktuell zwangsverrentet wird,
bekommt seine Altersrente um 8,1
Prozent gekürzt – ein Leben lang.

Wenn die Rente mit 67 voll greift,
steigen die Abschläge auf 14,4 Pro-
zent an.

Armut wird gemacht

Bei der Anhörung sprach sich die
ganz überwiegende Mehrheit der
Sachverständigen – u.a. der DGB, der
Paritätische Wohlfahrtsverband und
die Caritas – deutlich dafür aus, die
Zwangsverrentung abzuschaffen:

Die Zwangsverrentung sei ein
nicht akzeptabler Eingriff in Persön-
lichkeitsrechte, der Arbeitsuchende zu
Rentnern mache.

Erworbene Rechtsansprüche an
die Rentenversicherung würden
durch die Abschläge stark gemindert
und über die Abschläge werde Alter-
armut produziert.
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Viele Zwangsverrenteten würden
zu Sozialhilfefällen gemacht, wobei in
der Sozialhilfe ein Rückgriff auf die
Kinder möglich ist und äußerst gerin-
ge Vermögensfreibeträge gelten.

Lediglich die Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeber und die
kommunalen Spitzenverbände forder-
ten, die Zwangsverrentung unverän-
dert beizubehalten.

Sie ritten stur auf dem Prinzip der
Nachrangigkeit von Hartz-IV-Leistun-
gen herum, was nicht überzeugt:

Auch heute gilt der Nachrang nicht
absolut. So müssen beispielsweise
vorrangige Leistungen wie Wohngeld
und Kinderzuschlag nur dann bean-
tragt werden, wenn dadurch die Hil-
febedürftigkeit auch beendet wird.

Und angesichts des Verschieb-
bahnhofs zwischen den Fürsorgelei-
stungen Hartz IV und der (restriktive-
ren) Sozialhilfe, wird der Verweis auf
das Nachrangprinzip ziemlich absurd.

Unbilligkeitsverordnung

erweitern?

Der Sachverständige Heiko Siebel-
Huffmann (stellvertretender Direktor
des Sozialgerichts Schleswig) forder-
te zwar nicht eine Abschaffung aber
eine deutliche Entschärfung der
Zwangsverrentung:

Hartz-IV-Bezieher sollen nicht
zwangsverrentet werden, wenn ihre
Rente in einem Korridor zwischen
dem 1,5-fachen des Regelsatzes (zur-
zeit 586,50 Euro) und dem 3-fachen
des Regelsatzes (1173,00 Euro) liegt.
Die Zahlen beziehen sich auf Allein-
stehende. Die Regelung soll vermei-
den, dass nicht existenzsichernde
Renten erzwungen werden.

Die untere Grenze hat den Hinter-
grund, dass sehr geringe Renten auch
ohne die durch die Zwangsvererntung
ausgelösten Abschläge nicht existenz-
sichernd sind und ein Anspruch auf
Sozialhilfe besteht.

Chance nutzen und

Druck machen

Nach unserem Eindruck von der
Anhörung besteht eine reale Chance,
die Zwangsverrentung weg zu be-

kommen oder sie zumindest ent-
schärft zu bekommen. Aber ein
Selbstläufer ist das nicht.

Das Thema Zwangsverrentung
wird in der AG „Flexible Übergänge
in den Ruhestand“ der großen Koali-
tion weiter beraten.

Dort geht es um viele gewichtige
Themen und die Koalition wird irgend-
wann nach einem Kuhhandel, in dem
man sich wechselseitig Positionen
abringt, zu einem Ergebnis kommen.

Ob die Zwangsverrentung eine
solche Priorität hat, dass sich die
SPD an dieser Stelle durchsetzt, ist
fraglich.

Deshalb gilt es, jetzt dran zu blei-
ben und weiter Druck zu machen.
Etwa indem die örtlichen Bundes-
tagsabgeordneten in Briefen und
Gesprächen aufgefordert werden,
sich für eine Abschaffung der Zwangs-
verrentung einzusetzen.

Gute Argumente dafür liefert etwa
der Aufruf „Gegen den Zwang zur Al-
tersrente“, für den gewerkschaftliche
Erwerbslosengruppen in den letzten
Wochen über 6.000 Unterschriften
sammelten.1

Für die gewerkschaftlichen Er-
werbslosengruppen nahm auf Einla-
dung der Fraktion DIE LINKE Markus
Wahle (IG BAU Berlin) als Sachver-
ständiger an der Anhörung teil.

Die Stellungnahmen der gelade-
nen Verbände und Sachverständigen
sind auf der Internetseite des Bun-
destags abrufbar.2

1 Siehe: http://berlin-brandenburg.dgb.de/berei-
che/gesellschaft/erwerbslose/gegen-den-
zwang-zur-armutsrente
2 http://www.bundestag.de/bundestag/aus-
schuesse18/a11/anhoerungen/anhoerungen/
214614



KOORDINIERUNGSSTELLE GEWERKSCHAFTLICHER ARBEITSLOSENGRUPPEN • ALTE JAKOBSTR. 149 • 10969 BERLIN • TEL. 0 30 /8 68 76 70 - O, FAX -21 • WWW.ERWERBSLOS.DE   EINLEGER 170

Wir brauchen eure Unterstützung:

Wir brauchen mehr Mitglieder
und höhere Beiträge

Ich/wir werde/n
Mitglied im Förderverein als:

o  Einzelperson     o  Initiative

o  Gewerkschaft

Ab 2015 beträgt der Mindest-Jahresbeitrag
für juristische Personen (Vereine und andere
Organisationen) 100 Euro und für Einzelper-
sonen 50 Euro. Bezieher/innen von Grund-
sicherung, ALG II, Sozialgeld, Sozialhilfe
zahlen einen ermäßigten Mitgliedsbeitrag
von 16 Euro jährlich.

Ich/wir zahle/n einen jährlichen
Mitgliedsbeitrag von _____ Euro

o per Lastschrift

o  per Überweisung

(Bankverbindung umseitig)

____________________________________________________________

Vorwahl / Telefon / Fax

______________________________________________________________

E-Mail

__________________________________________________________________

ggf. Einzelgewerkschaft/Funktion

_______________________________________________________________

Ort, Datum und Unterschrift

____________________________________________________

Name

_______________________________________________________

Vorname

____________________________________________________________

Name der Initiative/Gewerkschaft

____________________________________________________

Straße

____________________________________________________________________

PLZ Ort

Die Lage ist ernst: Die Koordinie-
rungsstelle (KOS) wird ihre vielfältigen
Aktivitäten nur dann aufrecht erhal-
ten können, wenn sie mehr Einnah-
men erzielt. Wir informieren hier zu-
nächst über unsere Tätigkeiten. An-
schließend erläutern wir die finanzi-
elle Lage und begründen, warum wir
die Mitgliedsbeiträge erhöhen mus-
sten und warum wir dringend neue
Mitglieder brauchen.

Wofür die KOS mehr

Geld benötigt…

z   Sieben mal im Jahr erscheint der
Rundbrief „A-Info“ mit Infos zu Ge-
setzesänderungen und zur Rechtspre-
chung sowie mit praktischen Tipps für
die politische Arbeit und die Beratung
von Erwerbslosen und Aufstockern.

z Unsere Ratgeber und Flyer bie-
ten verständliche und lebensnahe In-
formationen. Sie werden fortlaufend
aktualisiert. Diese zentral erstellten
Materialien entlasten örtliche Bera-
tungsstellen und Gewerkschaftsglie-

derungen, die ansonsten selbst mehr
eigene Materialien erstellen müssten.

z Mit Seminaren, kompetenten
Arbeitshilfen und Mustertexten unter-
stützen wir die SozialberaterInnen
vor Ort. Viele BeraterInnen nutzen
zudem den Service, bei kniffligen
Beratungsfragen bei uns nachfragen
zu können.

z Für die DGB-Gewerkschaften ste-
hen wir als Infostelle und Kooperati-
onspartner zur Verfügung. Mit Erfolg!
Beispielsweise gelang es in einem
Kooperationsprojekt der IG Metall mit
uns, die Austrittsquote der erwerbs-
losen IG-Metall-Mitglieder um ein
Drittel zu reduzieren.

z Wir stehen als ReferentInnen für
örtliche Veranstaltungen zur Verfü-
gung, etwa für öffentliche Informa-
tions- und Diskussionsveranstaltun-
gen.

z Wir geben Impulse für politische
Aktionen und Kampagnen und koor-

dinieren diese. Dabei setzen wir auf
Beteiligung und Selbstorganisation.
Dazu organisieren wir den Raum für
Austausch und für Verabredungen,
vor allem bei den jährlichen Tagungen
in Lage-Hörste. Besonders erfolgreich
war die „Kinderkampagne“, mit der
Extra-Leistungen für Schulkinder
durchgesetzt wurden.

Zu unseren Angeboten und Materia-
lien erhalten wir ein sehr positives
Feedback: Viele NutzerInnen unserer
Angebote bewerten diese als ausge-
sprochen nützlich für die eigene Ar-
beit und sprechen den Materialien
einen hohen Gebrauchswert zu.

Warum der Förderverein

mehr Geld braucht…

Der Förderverein gewerkschaftliche
Arbeitslosenarbeit e.V. ist der Träger
der KOS. Die Handlungsfähigkeit der
KOS hängt somit unmittelbar von den
finanziellen Möglichkeiten des Förder-
vereins ab. Die finanzielle Lage des
Fördervereins ist mittlerweile prekär.

KOS
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Bankverbindung für Spender
und Überweiser:

Bank für Sozialwirtschaft (BfS)

IBAN:
DE62 1002 0500 0001 3616 00
BIC: BFSWDE33BER

Konto: 1361600
BLZ: 10020500

Förderverein
gewerkschaftliche
Arbeitslosenarbeit e.V.
Alte Jakobstraße 149

10969 Berlin

Schicken oder faxen

Mitgliedsantrag ausfüllen, unterschreiben, abtrennen und
per Post im Fensterumschlag verschicken.

Oder ganz einfach faxen an: 0 30 / 86 87 67 0 21

Seit drei Jahren schießt der Verein
Geld aus Rücklagen zu, um unsere
Arbeit aufrecht zu erhalten.
Diese Rücklagen werden jedoch im
Jahr 2015 aufgebraucht sein. Deshalb
benötigt der Verein dringend mehr
Einnahmen.
Daher haben wir die Mitgliedsbeiträ-
ge erhöhen müssen und werben um
neue Mitglieder und Spender!
Wenn es nicht gelingt die Einnahmen
zu erhöhen, dann müssen bestehen-
de Angebote und Leistungen zwangs-
läufig eingeschränkt werden – und
zwar in erheblichem Ausmaß.

Weniger Einnahmen,

höhere Ausgaben

Die laufenden Fixkosten (Büromiete,
Personal u.a.) der KOS sind seit 2005
um gut 12 Prozent gestiegen.
Gleichzeitig sind die Gesamteinnah-
men seit 2005 aber um 12 Prozent
gesunken! Ohne die Fördermittel von
Stiftungen wäre der Einnahmerück-
gang noch dramatischer. Diese För-
dermittel sind aber projektgebunden,
etwa für Informationsangebote für
Betriebs- und Personalräte.
So sinnvoll diese Projekte auch sind:
Die Fördermittel der Stiftungen ste-
hen nicht für unsere politische Arbeit
und die Koordinierung und Vernetzung
von Erwerbslosengruppen zur Verfü-
gung!

Die gewerkschaftliche Grundfinanzie-
rung auf Bundesebene vom DGB und
seinen Mitgliedsgewerkschaften, aus
der wir diese Kernaufgaben der KOS
finanzieren, ist seit 2005 um 42 Pro-
zent (!) gesunken.
Der Vorstand des Fördervereins wird
sich intensiv darum bemühen, ab
2016 wieder eine höhere gewerk-
schaftliche Grundfinanzierung zu be-
kommen.

Erhöhung der Mitglieds-

beiträge

Die beschlossene Erhöhung der ge-
staffelten Mindest-Jahresbeiträge ab
2015 (siehe S. 5) ist prozentual gese-
hen beachtlich.
Rechnet man den neuen Jahresbei-
trag jedoch auf einen Monat um, dann
relativiert sich das Bild: So zahlen
beispielsweise Einzelpersonen künf-
tig 4,17 Euro „pro Monat“ und juristi-
sche Personen 8,33 Euro.
Damit bleibt die Mitgliedschaft im
Vergleich zu anderen Organisationen
auch zukünftig relativ günstig! Der
„sprunghafte“ Anstieg hat einerseits
den Grund, dass der Beitrag seit 2001
unverändert geblieben ist und nach
der Erhöhung nun auch die nächste
Zeit stabil gehalten werden soll: Ei-
ner einmaligen, deutlichen Erhöhung
wurde der Vorzug gegeben vor einer
mehrstufigen, schrittweisen Anhe-

bung. Vor allem entspricht die Erhö-
hung aber dem Finanzbedarf der KOS.
Eine höhere gewerkschaftliche Grund-
finanzierung und eine Stärkung der Ei-
genmittel aus Beiträgen und Spenden
müssen Hand in Hand gehen.
Wir möchten uns an dieser Stelle
ganz herzlich bei allen Mitgliedern für
ihre Unterstützung bedanken und um
Verständnis für die Beitragserhöhung
bitten!

Mitglied werden:

Angebote sichern und

Solidarität zeigen!

Viele Erwerbslosengruppen, Bera-
tungsstellen und Gewerkschaftsglie-
derungen nutzen heute Angebote
und Materialien der KOS, ohne Mit-
glied zu sein.
Wir appellieren an alle, die unsere
Angebote schätzen und in ihrer Arbeit
vor Ort einsetzen:

z Werdet Mitglied!

z Oder spendet!

So tragt Ihr dazu bei, die bestehen-
den Angebote der KOS zu sichern.
Und an alle, die zwar nicht von den
KOS-Angeboten profitieren, aber aus
politischen Gründen gewerkschaftli-
che Erwerbslosenarbeit wichtig fin-
den, appellieren wir:

Werdet Mitglied – aus Solidarität!


